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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Nro. 38. Marienwerder, den 16. September 1896. 1896. 


56,30 des zu dem Vörkel'ſchen Projekte gehörenden 
Lageplanes herzuſtellen. 
Abweichungen von dem Projekte ſind nur mit 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
I) Statut 


im Kreiſe Thorn vom 19. Auguſt 1896. Der Deichverband iſt verpflichtet, den ganzen 
— Deich zu unterhalten und erforderlichen Falls zu ver⸗ 
Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König vonſftheidigen. 
Preußen ꝛc. Soweit der Deich fiskaliſche Grundſtücke durch⸗ 
Nachdem es für erforderlich erachtet worden, die ſchneidet, giebt der Fiskus die zur Schüttung des Deiches 
am linken Ufer der Weichſel liegende Neſſauer Niede⸗ erforderliche Fläche unter Vorbehalt ſeines Eigenthumes 
rung mit einem Flügeldeiche zu verſehen und die Be- unentgeltlich her und geſtattet die unentgeltliche Ent: 
ſitzer der dadurch gegen die Hochwaſſerſtrömungen der nahme der zum Deichbau erforderlichen Erde aus dem 
Weichſel zu ſchützenden Ländereien behufs gemeinſamer Vorlande. Die Abgrabung der Erde aus dem Vor: 
Anlegung und Unterhaltung des Deiches zu einem lande hat nach Benehmen mit der Strombauverwaltung 
Deichverbande zu vereinigen und nachdem die geſetzlich zu erfolgen und iſt dabei auf eine möglichſt gleichmäßige 
vorgeſchriebene Anhörung der Betheiligten erfolgt iſt, Einebnung des Vorlandes Bedacht zu nehmen. 
genehmigen Wir hierdurch auf Grund des Geſetzes vom Soweit die Erdmaſſen der beſtehenden Sommer⸗ 
28. Januar 1848 (Geſetz⸗ Sammlung Seite 54) 88 11 deiche zur Schüttung des neuen Deiches erforderlich 
und 15 die Bildung eines Deichverbandes unter derſſind, gehen dieſelben unentgeltlich in das Eigenthum 
Benennung: „Deichverband der Neſſauer Niederung“ des Deichverbandes über. 
und ertheilen demſelben das nachſtehende Statut. Dem Fiskus verbleibt die unentgeltliche Gras⸗ 
§ 1. In demjenigen Theile der am linken Weichſel- [nutzung auf der Deichſtrecke innerhalb feines Grund: 
ufer belegenen Neſſauer Niederung, der ſich von dem beſitzes. Im Uebrigen ſteht die Grasnutzung des Deiches 
über die ſogenannte polniſche Weichſel führenden hoch- den angrenzenden Befitzern auf der Länge ihrer Grund— 
waſſerfreien Wege bis zur Gemarkung Niedermühleſſtücke und bis zur Mitte der Deichkrone gegen eine 
erſtreckt, werden die Eigenthümer aller Grundſtücke, vom Deichamte feſtzuſetzende an den Deichverband zu 


welche innerhalb des projektirten Deiches und ſeiner 
auf der Vörkel'ſchen Karte vom Jahre 1852 in gelber 
Farbe eingetragenen Verlängerung ſowie der ebenda: 
ſelbſt durch eine blau punktirte Linie angedeuteten 
Inundationsgrenze liegen und ohne Verwallung bei 
einem Waſſerſtande von 6,80 Meter am Thorner Pegel 
der Ueberſchwemmung unterliegen würden, zu einem 
Deichverbande vereinigt. 

Der Deichverband bildet eine Korporation und 
hat ſeinen Sitz in Thorn. 

§ 2. Der Deichverband iſt verpflichtet, nach Maß⸗ 


zahlende Entſchädigung zu. 

$ 3. Sollten ſpätere Erfahrungen eine Erhöhung, 
Verſtärkung oder Verlängerung des Deiches als noth⸗ 
wendig oder zweckmäßig ergeben, ſo ſind dieſe Arbeiten 
durch den Deichverband nach Beſtimmung der Aufſichts⸗ 
behörde auszuführen. 

§ 4. Der Deichverband übernimmt die Anlage 
und Unterhaltung der zur Sicherheit des Deiches er— 
forderlichen Uferdeckungen, vorbehaltlich ſeiner Anſprüche 
an andere Verpflichtete. 

§ 5. Abzüglich der ohne Auflegung der Rück⸗ 


gabe des Projektes des Kreisbauinſpektors Vörkel zulgersähr bewilligten Beihülfen: 


Thorn vom 3. März 1892 mit den in der Miniſterial⸗ 
Inſtanz unter dem 11. Februar 1893 vorgenommenen 
Aenderungen Nr. 1, 3, 4, 5, 6 und nach Maßgabe 
des daraufhin aufgeſtellten Nachtragsprojektes des 
Meliorations⸗Bauinſpektors Fahl zu Danzig vom 
16. Januar 1895 einen hochwaſſerfreien, tüchtigen 
Deich von 8,80 Meter Höhe am Thorner Pegel und 
3,5 Meter Kronenbreite mit waſſerſeitig dreifacher, 
landſeitig zweifacher Böſchungsanlage, bis zur Station 


a) des Reichsmilitärfiskus von . 
b) des Strombaufiskus von. 94 750 Mk. 
c) des Eiſenbahnfiskus von . 50 000 Mk. 
d) der landwirthſchaftlichen Verwaltung 

— unter Beſchränkung der Verwen⸗ 

dung auf die Regulirung der in 


70 000 Mk. 


Neſſau'er Niederung befindlichen 
Flußläufe — von 5 20 000 Mk. 
und 


Ausgegeben in Marienwerder am 17. September 1896. 


— 
—— 


e) des Provinzialverbandes der Pro: 

vinz Weſtpreußen von 30 000 Mk. 
werden die entſtehenden Ausführungskoſten von dem 
Deichverbande getragen und möglichſt durch Aufnahme 
eines Darlehns beſchafft. | 

§ 6. Als Gegenleiſtung für die nach § 5 von 
dem Reichsmilitärfiskus gewährten Beihülfe übernimmt 
der Deichverband der Neſſau'er Niederung folgende 
Verpflichtungen: 

a) Der Reichsmilitärfiskus bleibt von Deichbeträgen 
für den Deichverband der Neſſauer Niederung 
befreit. 

Zur Verbeſſerung des Schußfeldes der Batterie 
Grünthalmühle werden die landwärts des neuen 
Deiches gelegenen Reſte des alten Deiches bei 
der Stronska Kämpe wenigſtens ſo weit beſeitigt, 
daß die verbleibenden Theile mit ihrer Längs— 
richtung in der Schußlinie der Batterie liegen. 
An der Strecke des Deiches, welcher den Exerzier⸗ 
platz bei Podgorz durchſchneidet, werden einige 
flache Rampen nach näherer Angabe der Kom— 
mandantur der Feſtung Thorn angebracht. 
Die Militärverwaltung erhält das Recht, die 
ohnedies theilweiſe auf militärfiskaliſchem Boden 
liegende Strecke des Deiches von ſeinem oberen 
Ende bis zur Batterie Grünthalmühle, als Ver: 
bindungsweg nach der letzteren zu benutzen. 
§ 7. Als Gegenleiſtung für den von dem 
Ciſenbahnſiekus nach § 5 gewährten Koſtenbeitrag bleibt 
die Staatseiſenbahnverwaltung von den Deichlaſten 
ſür den Deichverband der Neſſauer Niederung befreit. 
§ 8. Wo ſich das Vedürfniß zur gemeinſamen 
Anlage von Stauwällen herausſtellt, können die be— 
theiligten Grundbeſitzer nach Anhörung des Deichamtes 
durch die Auffichtsbehörde zu beſonderen Wallgenoſſen— 
ſchaſten vereinigt werden. Die Anlegung neuer Siele 
bedarf der Genehmigung des Deichamtes. 

§ 9. Die Entwäſſerung der Niederung erfolgt 
nach einem noch aufzuſtellenden, der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörden unterliegenden Projekte in der Längs— 
richtung der Niederung. 

Die Unterhaltungspflicht des Hauptentwäſſerungs 
grabens übernimmt der Deichverband. Die Anlegung 
und Unterhaltung etwaiger Zuleitungsgräben bleibt 
Sache der nach den allgemeinen Vorfluthgeſetzen, Ver 
trag oder Herkommen dazu Verpflichteten. Etwaige 
Quellungewälle und Bruchkolkverwallungen erbaut und 
unterhält der Deichverband ſofern und ſolange dieſelben 
nach der Entſcheidung des Deichamtes zur Sicherheit 
des Deiches erforderlich ſind Inſoweit im anderen 
Intereſſe eine Unterhaltung dieſer Verwallungen noth— 
wendig iſt, haben die betheiligten Grundbeſitzer dieſelbe 
zu bewirken. Die Zeit der Anſpannung und Ablaſſung 
beſtimmt das Deichamt. 

§ 10. Der Deichverbaud hat zur Abführung des 
inſolge eines Deichbruches oder durch Binnenzufluͤſſe 
in das Verbandsgebiet eingedrungenen Ueberſchwem⸗ 
mungswaſſers in den von ihm unterhaltenen, Deichen 


— 
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d) 
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ar den noch feſtzuſtellenden Punkten Ausfälle auf ſeine 
Koften zu werfen und zu ſchließen. In gleicher Weiſe 
hat das Werfen und Schließen von Ausfällen in den 
Binnenverwallungen von der zur Unterhaltung dieſer 
Walle Verpflichteten zu geſchehen. Die hierauf bezüg⸗ 
lichen Anordnungen ſind von dem Deichhauptmann zu 
treffen. 

§ 11. Die Arbeiten des Deichverbandes werden 
in der Regel nicht durch Naturalleiſtung der Deich— 
genoſſen, ſondern unter Leitung der Deichbeamten für 
Geld aus der Deichkaſſe ausgeführt. 

Wenn jedoch dieſe Arbeiten nach dem Ermeſſen 
des Deichinſpektors für Geld nicht mit der nothwendigen 
Schnelligkeit oder nur mit erheblich größeren Koſten 
beſchafft werden können, jo iſt das Deichamt befugt, 
auch Naturalleiſtungen zu dieſen Arbeiten zu verlangen. 

§ 12. Die erforderlichen Mittel zu den Arbeiten 
zur Beſtreitung der übrigen Bedürfniſſe des Deichver: 
bandes, zur Beſoldung der Deichbeamten und zur Ver— 
zinſung und Tilgung der zum Beſten des Verbandes 
aufgenommenen Schulden bezw. die ſonſtigen Leitungen 
haben die Deichgenoſſen nach dem von dem Regierungs— 
Präſidenten zu Marienwerder auszuſertigenden Deich— 
kataſter aufzubringen. 

§ 13. Die Aufſtellung des Deichkataſters erfolgt 
unter Beobachtung folgender Grundſätze: 

a) nach dem Ertragswerthe werden für die Ländereien 
vier Klaſſen angenommen und zwar werden: 

in der erſten Klaſſe nach der vollen Fläche 
veranlagt außer den Hof- und Bauſtellen und 
Garten ſämmtliche Grundſtücke mit kräftigem 
Niederungsboden, gleichviel ob Acker oder 
Wieſe, in der zweiten zu drei Viertel und in 
der dritten Klaſſe zu einhalb der Fläche ſämmt— 
liche Grundſtücke, welche wegen geringerer 
Beſchaffenheit des Bodens oder wegen nicht 
zu beſeitigender Entwäſſerungsmängel den 
Grundſtücken erſter Klaſſe an Extragswerth 
verhaͤltnißmäßig nachſtehen; in der vierten 
Klaſſe endlich mit einem Viertel der Fläche 
die beſtändigen Hütungen, etwaige Forſtgrund 
ſtücke, ſowie die ſtark aufgeſaudeten oder aus: 
geriſſenen Ländereien, ſoſern ſie überhaupt 
noch ertragsfähig ſind. 

5) Hinſichtlich der Lage gegen Rückſtau find drei 
Klaſſen anzunehmen, und die Grundſtücke, je 
nachdem ſie zwiſchen dem oberen Anſchluſſe des 
Deiches und einer Linie, welche von Station 35 
des Deiches ſenkrecht zum Höhenrande gezogen 
wird, oder unterhalb dieſer Linie bis zu einer 
von dem Endpunkte des Deiches ſenkrecht zum 
Höhenrande gezogenen Linie liegen, mit der vollen 
oder der Hälfte der Normalfläche zu veranlagen. 

Die unterhalb der letztgedachten Linie liegen— 
den Grundſtücke, welche die dritte Klaſſe bilden, ſind 
zunächſt von Deichabgaben befreit. 

Dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und 
Farſten bleibt es vorbehalten, nach Anhörung der De 
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theiligten eine Aenderung dieſer Grundſätze für die 
Vertheilung der Deichabgaben nach Anhörung des 
Deichamtes anzuordnen. 

§ 14. Das Deichkataſter wird auf Koſten des 
Deichverbandes nach den im § 13 aufgeſtellten Grund⸗ 
ſätzen von dem Kommiſſar des Regierungs-Präſidenten 
entworfen und dem Deichamte vollſtändig, den Vor⸗ 
ſtehern der Guts- und Gemeindebezirke im Auszuge 
mitgetheilt. Zugleich wird im Anttsblatte eine vier- 
wöchentliche Friſt bekannt gemacht, innerhalb welcher 
das Kataſter von den betheiligten beiden Guts- und 
Gemeindevorſtänden und dem Kommiſſar des Regie— 
rungs-Präſidenten eingeſehen und Beſchwerde dagegen 
bei letzterem angebracht werden kann. 

Nach Ablauf dieſer Friſt werden die angebrachten 
Beſchwerden von dem Kommiſſar unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer, eines Deichamts-Deputirten und der 
erforderlichen von dem Regierungs-Präſidenten zu er: 
nennenden Sachverſtändigen unterſucht. 

Mit dem Ergebniß der Unterſuchung werden die 
Beſchwerdeführer und der Deichamtsdeputirte bekannt 
gemacht. Sind beide Theile mit dem Ergebniſſe ein— 
verſtanden, ſo erfolgt dementſprechend die Berichtigung 
des Deichkataſters. Andererſeits werden die Akten dem 
iegierungs⸗Präſidenten zur Entſcheidung eingereicht. 
Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten 
der Unterſuchung den Beſchwerdeführer. 

Binnen 4 Wochen nach Zuſtellung der Entſchei— 
dung iſt weiter Beſchwerde an den Miniſter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten zuläſſig. 

Nach erfolgter endgültiger Feſtſtellung des Deich 


kataſters iſt daſſelbe von dem Regierungs-Praſidenten 


auszufertigen und dem Deichamte zuzuſtellen. 5 
Bis zur Feſtſtellung des Kataſters werden die 

Deichbeiträge nach einem von dem Regierungs-Präſi⸗ 

denten auszufertigenden Juterimskataſter erhoben. 

Nach Einführung des endgültigen Kataſters kann 
das Deichamt beſchließen, daß eine Ausgleichung unter 
den einzelnen Deichgenoſſen wegen der nach dem Inte— 
rimskataſter zu hoch bezw. zu niedrig gezahlten Deich— 
laſten erfolgen foll. 

§ 15. Das Deichamt hat alljährlich vor Beginn 
des neuen Rechnungsjahres die Fortſchreibung des 
Deichkataſters nach Maßgabe der Fortſchreibung der 
Grund- und Gebäudeſteuerkataſter mit Hülfe des Kataſter— 
anits zu veranlaſſen. 

Im Uebrigen hat auf Berückſichtigung von Fort— 
ſchreibungen, die im Laufe des Rechnungsjahres ein⸗ 
treten, der einzelne Deichgenoſſe keinen Anſpruch. 

§ 16. Die Höhe der alljährlich aufzubringenden 
Deichbeiträge richtet ſich nach dem Bedürfniß und wird 
durch einen vor Beginn des Rechnungsjahres von dem 
Deichamte aufzuſtellenden Haushalts⸗Anſchlag feſtgeſtellt. 
f Reichen die anſchlagsmäßigen Deichbeiträge zur 
Beſtreitung der Ausgaben nicht aus, ſo hat das Deich— 
amt über die Ausſchreibung weiterer Deichbeiträge zu 
beſchließen. 

S ber 


von den Deichbeiträgen bis zur Dauer von 3 Jahren 
kann von dem Deichamte den Beſitzern derjenigen 
Ländereien gewährt werden, welche etwa in Folge des 
Rückſtaues durch erhebliche Verſandungen leiden ſollten. 

§ 18. Zur Aushülfe bei Durchbrüchen des Haupt⸗ 
deiches oder ſonſtigen außergewöhnlichen Schäden hat 
der Deichverband einen Sicherheitsbeſtand anzuſammeln, 
der nach Vorſchrift des $ 39 der Vormundſchaftsord— 
nung vom 5. Juli 1875 zinsbar zu belegen iſt. 

Die Höhe der zu dieſem Zwecke allmahlich an— 
zuſammelnden Summe wird auf 10000 Mark beſtimmt. 
Die jährliche Rücklage bis zur Erreichung dieſer Summe 
wird auf 500 Mark feſtgeſetzt. a 

Nur mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde kann 
das Deichamt beſchließen, mit Rückſcht auf die ander: 
weitige Inanſpruchnahme der Deichgenoſſen oder die 
Höhe der Verbandslaſten, von der Einziehung der Rück— 
lage zu dem Reſervefonds in einem einzelnen Jahre 
abzuſehen. 

§ 19. Die Niederung bildet einen Aufſichtsbezirk, 
für welchen ein Deichgeſchworener und ein Stellver— 
treter auf drei Jahre vom Deichamte gewählt werden. 

§ 20. Das Deichamt beſteht aus 9 Mitgliedern: 
a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, 

bh) dem Deichinſpektor, 
©) ſieben Repräſentanten der Deichgenoſſen oder 
deren Stellvertretern. 5 
Der Deichgeſchworene bez. deſſen Stellver: 
treter haben, ſoweit ſie nicht ſelbſt Repräſentanten 
ſind, im Deichamte eine berathende Stimme. 

3 21. Behufs der Wahl der Repräſentanten zer⸗ 
fällt die Niederung in fünf Wahlbezirke und zwar 
bilden den erſten Wahlbezirk die Ortſchaften Podgorz 
und Piask, den zweiten Wahlbezirk die Ortſchaft Ober: 
neſſau mit Rohrmühle und Schloß Neſſau, den dritten 
Wahlbezirk die Ortſchaften Duliniewo und Koſtbar, 
den vierten Wahlbezirk die Ortſchaft Stronsk, den 
fünften Wahlbezirk die Ortſchaften Groß Neſſau und 
Niedermühle. 

Der zweite und fünfte Wahlbezirk wählen je zwei, 
jeder der übrigen einen Repräſentanten und eine gleiche 
Anzahl von Stellvertretern auf die Dauer von ſechs 
Jahren. Alle drei Jahre ſcheiden abwechſelnd drei 
oder vier der Repräſentanten aus und werden durch 
Neuwahlen erſetzt. 

Die nach Verlauf der erſten drei Jahre Aus— 
ſcheidenden werden durch das Loos beſtinunt, die ſpäter 
Ausſcheidenden durch das längere Dienftälter. Wieder— 
wahl iſt zuläſſig. 

Die Repräſentanten des fünften Wahlbezirks 
haben, fo lange derſelbe deichabgabenfrei iſt, im Deich⸗ 
amte nur berathende Stimmen. 

Wahlberechtigt iſt jeder Beſitzer eines deich— 
pflichtigen Grundſtückes von wenigſtens 2 Normal: 
hektaren im Wahlbezirk, wenn der Beſitzer den Voll— 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges 
Erkenntniß verloren hat und mit Deichkaſſenbeiträgen 


Eine theilweiſe oder gänzliche Befreiung nicht im Rückſtande iſt. 


Beſitzer von über zwei bis vier Normalhektarenſſtirbt, oder die Bedingungen feiner Wü ; 7055 
haben zwei un Beſitzer von über vier bis feds|ober ſein Amt belegt n 
Normalhektaren haben drei Stimmen und ſo fort. § 26. Fur dieſen Deichverband gelten die „All⸗ 
Jedoch kann kein Beſitzer in demſelben Wahl⸗ gemeinen Beſtimmungen für künftig zu re 

für ſich mehr als fünf Stimmen abgeben. tatute vom 14. November 1853 (Geſetz-Sammlung 


bezirke 
Diejenigen Grundbeſitzer eines Wahlbezirkes, welche Sate 935)“, ſoweit fie nicht vorſtehend abgeändert 


im einzelnen weniger wie zwei Normalhektare deich⸗ worden find. 


pflichtigen Grundbeſitzes haben, können in jedem Wahl⸗ 


bezirke zuſammentreten und nach 


27. 


ſammtbeſitzes durch Wahlmänner ihre Stimmen abgeben. erfolgen. 


Korporationen, Geſellſchaften, Pflegebefohlene und 


Urkundlis unter 


Frauen können ihr Stimmrecht nur durch ihre geſetz⸗ Unterſchrift und oigedrucktem Königlichen Inſiegel 


lichen Vertreter oder durch Bevollmächtigte ausüben. 
Gehört ein Grundſtück mehreren Beſitzern gemeinſchaft⸗ 
lich, ſo können ſie gleichfalls nur durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten ſtimmen. 
§ 22. Die 
Mal ein Konnmiſſar des Regierungs⸗Präſidenten, 
der Deichhauptmann auf. 


Liſte der Wähler ſtellt das erſte 


der Deichhauptmann. 
Die Liſte der Wähler jedes Wahlbezirks wird 
— abgeſehen von dem erſten Male — vierzehn Tage 


gebrachten Lokalen offen ausgelegt. 


A 


Die Entſcheidung über die Einwendungen erfolgt 
endgültig durch das Deichamt. 


Wahl geſchieht durch öffentliche Bekanntmachung in weſen 
der für Bekanntmachungen in Gemeinde⸗Angelegenheiten 
d 


vorgeſchriebenen oder ortsüblichen Weiſe. 

Einſprüche gegen die Gültigkeit der Wahl ſind 
binnen 2 Wochen nach dem Wahltermin bei dem Wahl: 
kommiſſarius anzubringen. 

Ueber die Gültigkeit der Wahl entſcheidet das 
Deichamt und auf Beſchwerde gegen deſſen Ausſpruch 
in letzter Inſtanz der Regierungs⸗Präſident. 

§ 23. Vählbar iſt jeder großjährige Deichgenoſſe, 
welcher innerhalb des Deichverbandes wohnt, den Voll⸗ 
beſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskräftiges 
Urtheil verloren hat und nicht Unterbeamter des Ver⸗ 
bandes iſt. 

Mit dem Aufhören der Wählbarkeit verliert die 
Wahl ihre Wirkung. Vater und Sohn, ſowie Brüder 
dürfen nicht zugleich Mitglieder des Deichamtes fein. 

Sind dergleichen Verwandte zugleich gewählt, ſo 
wird der ältere allein zugelaſſen. 

8 24. Im Uebrigen kommen bei dem Wahl⸗ 
verfahren, ſowie in Betreff der Verbindlichkeit der 
wahlfähigen Deichgenoſſen zur Annahme und Verwaltung 
einer unbeſoldeten Stelle in der Deichverwaltung die 
Beſtimmungen über die Gemeindewahlen ſinngemäß 
zur Anwendung. 

§ 25. Der Stellvertreter nimmt in Krankheits⸗ 
oder Behinderungsfällen des Repräſentanten deſſen 
Stelle ein und tritt für ihn während der Dauer ſeiner 
Wahlzeit ein, wenn der Repräſentant während derſelben 


993. Thielen. 


ſpäter ) t 
ür die Prüfung der Thierärzte welche das Fähigkeits⸗ 


Die Wahlkommiſſarien er⸗f 
nennt das erſte Mal der Regierungs⸗Präſident, ſpater Zeugniß für die Anſtellung als eamteter Thierarzt in 


Gegeben, Neus Palais, den 19. Auguſt 1896. 
L. S. 


ge. Wilhelm R. 
995. von Honnerſtein. 
Preußen zu erwerben tabfihtigen. 


3% 


Richtigkeit der Lifte bei dem Wahlkommiſſarius erheben. nach 8 5 der Königlichen Verordnun pom 21. Mai 


1875 (G. S. S. 219) aus den Mitgliern und Hülfs⸗ 


Die Vorladung zur arbeitern der Techniſchen Deputation f das Veterinär⸗ 


92. 9 

. 2. Nur ſolche Thierärzte, w F K. 

es § 29 der Gewerbe⸗Ordnung Done Amt 
die Approbation ertheilt worden iſt, oder welche vor 
dem Erlaß des Prüfungs-Negulativ yo 25. Sep⸗ 


tember 1869 nach den damals geltoen Vorſchriſten 


als Thierärzte erſter Klaſſe approl⸗ a 
e 1 9 0 zugelaſſen. en e 

ei dem Prädikate „ſehr gut“ „; 
Approbation erfolgt die Zulaſſung fit, „ont, a 
in allen anderen Fällen früheſtens Jahre nach de 
Ne ee 0 

3. Das Geſuch um Zulaſſung zie g 

welchem die Approbation und ein dur e 
niſſe zu führender Nachweis über dihraktiſche 1852 
wiſſenſchaftliche Thätigkeit angeſchloſſe werden muß 
iſt an die Techniſche Deputation für as Veterinär⸗ 
weſen zu richten, welche über die Zulang entſcheidet. 

Gegen einen abweiſenden Beſid kann nach 
§ 2 der Königlichen Verordnung vom; Mat 1875 
die Berufung an den Miniſter für andwirthſchaſt, 
Vd und Forſten verfolgt werde 

3; 4. Die Prüfung zerfällt in rei? itte: 

1. in den schriftlichen Nun 
2. in den praktiſchen und 
3. in den mündlichen Abſch 
§ 5. Schriftliche Pring. 

Die ſchriftliche Prüfung beſteht der Bearbeitung 

von zwei Aufgaben, von denen dijne aus der ge’ 


nen in jede Abänderungen des vorſtehenden Deich⸗ 
Verhältniß ihres Ges ſtatutes Ännen nur unter eg 


Unſerer Höchſteigenhändigen 


Zugach für den Juſtizminiſter. 


Die Prüfung zur Erwe. e 
lang in einem oder mehreren zur öffentlichen Kenntniß Zeugniſſes für bie Anſtellung als bim des Fähigkeits⸗ 


Während dieſer wird vor einer den, 


Prüfungskommiſſton abgelegt welche 
Zeit kann jeder Betheiligte Einwendungen gegen die der Miniſter für Landwirthſchaft, Donnen ind Forſten 
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richtlichen Tierheilkunde, die andere aus der polizei⸗ 
lichen Thierheilkunde (mit Einſchluß der Fleiſchbeſchau) 
zu entnehmen iſt. Die Aufgaben werden von der 
Prüfungskonnmiſſion feſtgeſtellt und dem Kandidaten 
durch die Techniſche Deputation für das Veterinär⸗ 
weſen mitgetheilt. 

Die Ausarbeitungen ſind innerhalb ſechs Monaten 
nach Empfang der Aufgaben bei der Deputation ein⸗ 
zureichen; ſie müſſen ſauber und leicht leſerlich ge⸗ 
ſchrieben ſein und die eidesſtattliche Verſicherung des 
Kandidaten enthalten, daß er ſie, abgeſehen von den 
litterariſchen Hülfsmitteln, ohne fremde Hülfe ange⸗ 
fertigt habe. Die vollſtändige Angabe der benutzten 
litterariſchen Hülfsmittel, welche auch im Texte regel⸗ 
mäßig zu citiven find, iſt einer jeden Ausarbeitung 
beizufügen. 

Eine Verlängerung der geſtellten Friſt iſt nur 
unter beſonders dringlichen Umſtänden zuläſſig. 

Der Vorſitzende der Deputation hat die Aus⸗ 
arbeitungen der Prüfungskommiſſion zu überweiſen und 
aus deren Mitte die Referenten zu bezeichnen. 

§ 6. Nach Ablauf der ſechsmonatlichen Friſt 
werden die Arbeiten nicht mehr angenommen, es ſei 
denn, daß beſonders beſcheinigte Gründe zu einer Aus⸗ 
nahnte vorliegen, oder daß aus beſonderem Anlaß eine 
Nachfriſt bewilligt worden iſt. 

Wer die ſechsmonatliche Friſt oder die bewilligte 
Nachfriſt nicht innehält, darf früheſtens ſechs Monate 
nach Ablauf derſelben ſich neue Aufgaben erbitten. 

Für die ſchriftliche Prüfung kommen die 
Cenſuren: 
„lehr gut“, 
„gut“, 
„genügend“, 
„ungenügend“ 
zur Anwendung. 

Die drei erſten erklären den Kandidaten für 
beſtanden. 

§ 8. Hat eine ſchriftliche Arbeit die Cenſur 
„ungenügend“ erhalten, ſo kann der Kandidat ſich nach 
Ablauf von drei Monaten eine neue Aufgabe aus dem⸗ 
ſelben Gebiete erbitten (Nachprüfung). Die Arbeit iſt 
alsdann innerhalb dreier Monate abzuliefen. Wird 
fie wiederum ungenügend befunden, jo kann dem Kan- 
didaten nochmals nach Ablauf von ſechs Monaten auf 
feinen Antrag eine neue Aufgabe aus demſelben Gebiete 
geſtellt werden (Wiederholung der Nachprüfung). Auch 
dieſe Arbeit iſt innerhalb dreier Monate einzuliefern. 
Erhält ſie die Cenſur „ungenügend“, ſo kann der Kan⸗ 
didat nicht mehr zur Prüfung zugelaſſen werden. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Kandidat nicht innerhalb ſechs 
Wochen nach Ablauf der für die Nachprüfung oder die 
Wiederholung der Nachprüfung geſtellten Friſt die neuen 
Aufgaben ſich erbittet. 

Sind beide ſchriftliche Arbeiten ungenügend be- 
funden worden, ſo können dem Kandidaten nach Ablauf 
von ſechs Monaten auf ſeine Bitte neue Aufgaben 
ertheilt werden (Wiederholung der Prüfung). Die 


neuen ſchriftlichen Arbeiten ſind in längſtens ſechs 

Monaten einzuliefern. Wird von dieſen Arbeiten auch 

nur eine ungenügend befunden, ſo kann der Kandidat 

nicht mehr zur Prüfung zugelaſſen werden. Daſſelbe 
gilt, wenn der Kandidat ſich nicht innerhalb ſechs 

Wochen nach Ablauf der für die Wiederholung der 

Prüfung geſtellten Friſt die neuen Aufgaben erbittet. 

Dem ungenügenden Ergebniſſe der ſchriftlichen 
Prüfung gleich erachtet wird die Verſäumung der für 
die Bearbeitung der ſchriftlichen Arbeiten feſtgeſetzten 
Friſt oder der bewilligten Nachfriſt. (8 6.) 

§ 9. Iſt die ſchriftliche Prüfung „ungenügend“ 
ausgefallen, ſo hat die Deputation die Prlifungsarbeiten 
mit den ertheilten Cenſuren dem Miniſter für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten zu überreichen, welcher 
dem Kandidaten das ungenügende Ergebniß der Prüfung 
eröffnen wird. 

§ 10. Praktiſche Prüfung. 

Nach dem Beſtehen der ſchriftlichen Prüfung hat 
ſich der Kandidat innerhalb ſechs Wochen nach der 
Mittheilung des Ergebniſſes zur Ablegung der praktiſchen 
Prüfung bei der Techniſchen Deputation ſchriftlich zu 
melden. Dieſe beraumt einen Prüfungstermin an, 
ſobald ſich eine hinreichende Zahl von Kandidaten ge⸗ 
meldet hat. Bleibt der Kandidat in dieſem Termine 
ohne ausreichende Entſchuldigungsgründe aus, ſo kann 
die Deputation ſeine Zulaſſung zur praktiſchen Prüfung 
von einer Wiederholung der ſchriftlichen Prüfung ab⸗ 
hängig machen. 

Die praktiſche Prüfung muß ſpäteſtens ſechs 
Monate nach Erledigung der ſchriftlichen Prüfung ab⸗ 
gelegt werden. 

§ 11. Die praktiſche Prüfung wird in der 
Thierärztlichen Hochſchule zu Berlin vor der Kommiſſion 
($ 1) abgelegt. Während der Zeit vom 15. Auguſt 
bis 15. Oktober werden keine Prüfungen abgehalten. 
Die praktiſche Prüfung zerfällt in zwei Theile. 

Der Kandidat hat: 

an einem lebenden Thiere einen gerichtlich oder 

polizeilich wichtigen Krankheitsfall zu unterſuchen, 

und über den Befund einen ſchriftlichen Bericht 
mit gutachtlicher Aeußerung nach der geftellten 

Aufgabe unter Klauſur anzufertigen; 

2. a) die vollſtändige oder iheilweiſe Sektion eines ge⸗ 
fallenen Thieres unter Beachtung der für gericht⸗ 
liche und polizeiliche Fälle erforderlichen Rück⸗ 
ſichten zu vollziehen, auch den Befund ſofort zu 
Protokoll zu diktiren, und 

b) ein pathologiſch- anatomiſches Präparat zu er⸗ 
klären, mit dem Mikroſkop zu unterſuchen und 
das Ergebniß der Unterſuchung mündlich vor⸗ 
zutragen. Hierzu ſollen nur ſolche Objekte gewählt 
werden, deren Begutachtung eine praktiſche Bes 
deutung hat. 

Die Konnmiſſion für jeden Theil der praktiſchen 
Prüfung beſteht aus zwei Examinatoren. 

5 12. Ueber das Ergebniß der praktiſchen 
Prüfung wird von den betheiligten Examinatoren 


(§ 11) eine mit Grunden verſehene Cenſur ertheilt. 

Die Bezeichnung der Cenſuren erfolgt nach den 
im § 7 gegebenen Vorſchriften 

Iſt das Ergebniß der Prüfung nur in einem 
Theile ($ 11) ungenügend, ſo kann der Kandidat nach 
Ablauf von drei Monaten zu einer Nachprüfung in 
dieſem Theile zugelaſſen werden. Beſteht der Kandidat 
in der Nachprüfung nicht, ſo hat er dieſelbe nach Ablauf 
von ſechs Monaten zu wiederholen. Meldet ſich der 
Kandidat nicht innerhalb ſechs Wochen nach Ablauf 
der geſtellten Friſten bei der Techniſchen Deputation 
zur Nachprüfung oder zur Wiederholung der Nachprüfung, 
ſo hat er die ganze praktiſche Prüfung zu wiederholen. 

Hat der Kandidat in beiden Theilen der praktiſchen 
Prüfung die Cenſur „ungenügend“ erhalten, ſo hat 
eine Wiederholung der praktiſchen Prüfung nach Ablauf 
von ſechs Monaten ſtattzufinden. Erfolgt die Meldung 
zur Wiederholung der praktiſchen Prüfung nicht inner: 
halb ſechs Wochen nach Ablauf der für die Wieder⸗ 
holung geſtellten Friſt, fo it auch die ſchriftliche 
Prüfung zu wiederholen. Iſt bei der Wiederholung 
der praktiſchen Prüfung das Ergebniß auch nur in 
einem der beiden Theile ungenügend, ſo kann der 
Kandidat nicht mehr zur praktiſchen Prüfung zugelaſſen 
werden. 

Tritt der Kandidat ohne ausreichende Entſchuldi— 
gung von dem bereits begonnenen Theile der praktiſchen 
Prüfung zurück, ſo wird dies dem ungenügenden Er— 
gebniſſe gleich geachtet. 

§ 13. Mündliche Prüfung, 

Unmittelbar an die praktiſche Prüfung ſchließt 
ſich die mündliche Prüfung an, zu welcher nur die— 
jenigen Kandidaten zugelaſſen werden, welche die prak— 
tiſche Prüfung beſtanden haben. 

Die mündliche Prüfung zerfällt in zwei Theile: 

1. die Prüfung in der gerichtlichen Thierheilkunde, 
2. die Prüfung in der polizeilichen Thierheilkunde 

(mit Einſchluß der Fleiſchbeſchau). 

Die Kommiſſion beſteht aus zwei Examinatoren. 

§ 14. Ueber die mündliche Prüfung wird eine 
protokollariſche Verhandlung aufgenommen, welche die 
Gegenſtände der Prüfung und die Cenſuren der Exami⸗ 
natoren enthalten muß. 

Die Bezeichnung der Cenſuren erfolgt nach den 
7 gegebenen Vorſchriften. 

Iſt das Ergebniß der Prüfung nur in einem 
Theile ($ 13) ungenügend, jo iſt dem Kandidaten eine 
Nachprüfung in dieſem Theile nach Ablauf von drei 
Monaten zu geſtatten. Beſteht der Kandidat die Nach⸗ 
prüfung nicht, ſo hat er dieſelbe nach Ablauf von ſechs 
Monaten zu wiederholen. Meldet ſich der Kandidat 
nicht innerhalb ſechs Wochen nach Ablauf der geſtellten 
Friſten bei der Techniſchen Deputation zur Nachprüfung 
oder zur Wiederholung der Nachprüfung, ſo hat er die 
ganze mündliche Prüfung zu wiederholen. 

Hat der Kandidat in beiden Theilen der münd— 
lichen Prüfung die Cenſur „ungenügend“ erhalten, ſo 
hat eine Wiederholung der mündlichen Prüfung nach 
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Ablauf von ſechs Monaten ſtattzuſinden. Erfolgt die 
Meldung zur Wiederholung der mündlichen Prüfung 
nicht innerhalb ſechs Wochen nach Ablauf dieſer Friſt, 
jo iſt auch die praͤktiſche Prüfung zu wiederholen. Iſt 
bei der Wiederholung der mündlichen Prüfung das Er— 
gebniß auch nur in einem der beiden Theile ungenügend, 
ſo kann der Kandidat nicht mehr zur mündlichen 
Prüfung zugelaſſen werden. 

§ 15. Der Miniſter für Landwirthſchaft, Do— 
mänen und Forſten kann, falls beſondere Umſtände es 
erforderlich machen, Ausnahmen von den Vorſchriften 
der Paragraphen 8, 12 und (4 geſtatten. 

§ 16. Die Schlußcenſuren für die einzelnen 
Prüfungsabſchnitte und für das Geſammtergebniß der 
Prüfung werden von der Prüfungskommiſſion feſtgeſetzt. 

Die Schlußcenſur lautet: 

1. „ſehr gut“, wenn der Kandidat in mindeſtens 
zwei Abſchnitten die Cenſur „ſehr gut“ und in 
einem „gut“ erhalten hat, 

„gut“, wenn in zwei Abſchnitten mindeſtens 

„gut“ und in einem Abſchnitte „genügend“ erzielt 

worden iſt, 

3. „genügend“, wenn bei beſtandener Prüfung keiner 
der Fälle zu 1 und 2 vorliegt, 

„ungenügend“, wenn die Prüfung nicht bes 
ſtanden iſt. 

Nach Erledigung der mündlichen Prüfung des 
Kandidaten hat die Deputation die ſchriftlichen Prüfungs- 
arbeiten und ſammtliche über das Ergebniß der Prüfung 
aufgenommenen Verhandlungen mit den Schlußcenſuren 
dem Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten 
zu überreichen. 

Denjenigen Kandidaten, welche die drei Prüfungs— 
abſchnitte beſtanden haben, wird das Fähigkeitszeugniß 
für die Anſtellung als beamteter Thierarzt von dem 
Miniſter für Landwirthſchaft, Domanen und Forſten 
ertheilt. 

§ 17. Die Prüfungsgebühren betragen 50 Mk. 
und zwar für den ſchriftlichen Prüfungsabſchnitt 20 ME., 
für den praktiſchen Prüfungsabſchuitt 20 Mark und 
für den mündlichen Prüfungsabſchnitt 10 Mark. 

Die Einzahlung erfolgt bei der Büreaukaſſe des 
Miniſteriums für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

Der Betrag für den ſchriftlichen Abſchnitt wird 
bei der Einreichung der ſchriftlichen Arbeiten, der Reſt 
nach Zulaſſung zum zweiten Prüfungsabſchnitte ein: 
gezahlt. 

Tritt ein Kandidat während der praktiſchen 
Prüfung zurück, ſo werden ihm die Prüfungsgebühren 
für den mündlichen Prüfungsabſchnitt erſtattet. 

Bei jeder Nachprüfung im erſten oder zweiten 
Prüfungsabſchnitte ſind je 10 Mark und bei jeder 
Nachprüfung im dritten Prüfungsabſchnitte 5 Mark, 
bei jeder Wiederholung des ganzen erſten oder zweiten 
Prüfungsabſchnittes je 20 Mark, und bei jeder Wieder: 
holung des ganzen dritten Prüfungsabſchnittes 10 Mk. 
Prüfungsgebühren zu entrichten. 

§ 18. Die vorſtehenden Vorſchriften treten unter 


Aufhebung der früher erlaflenen mit dem 1. Januar 
1897 in Kraft. 

Bereits begonnene Prüfungen ſind alsdann nach 
den neuen Vorſchriften fortzuſetzen. 

Berlin, den 19. Auguſt 1896. 
Der Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten. 

von Hammerſtein. 
Bekanntmachung. 

Die am 1. Oktober 1896 fälligen Zinsſcheine 
der Preußiſchen Staatsſchulden werden bei der 
Staatsſchulden-Tilgungskaſſe — W. Taubenſtraße 29 
hierſelbſt —, bei der Reichsbank-Hauptkaſſe, den Re— 
gierungs-Hauptkaſſen, den Kreiskaſſen und den übrigen 
mit der Einlöſung betrauten Kaſſen und Reichsbank— 
anſtalten vom 21. d. Mts. ab eingelöſt. Auch 
werden die am 1. Oktober 1896 fälligen Zinsſcheine 
der von uns verwalteten Eiſenbahn-Anleihen, mit Aus: 
nahnte der nachſtehend beſonders erwähnten Schuld— 
gattungen, bei den vorbezeichneten Kaſſen, ſowie bei 
den auf dieſen Zinsſcheinen vermerkten Zahlitelten vom 
21. d. Mts. ab eingelöft. N 

Die Zinsſcheine der nach unſerer Bekanntmachung 


3) 


vom 16. März 1896 vom 1. April 1896 ab in unſere € 


Verwaltung gekommenen Anleihen der Saal- und der 
Werra⸗Eiſenbahn Geſellſchaft werden auch in Zukunft 
nur bei den bisherigen Einlöſungsſtellen eingelöſt. 

Die Zinsſcheine find nach den einzelnen Schuld— 
gattungen und Werthabſchnitten geordnet den Ein 
löſungsſtellen mit einem Verzeichniß vorzulegen, welches 
die Stückzahl und, den Betrag für jeden Werth 
abſchnitt angiebt, aufgerechnet iſt und des Einliefern 
den Namen und Wohnung erſichtlich macht. 

Wegen Zahlung der am 1. Oktober fälligen 
Zinſen für die in das Staatsſchuldbuch eingetragenen 
Forderungen bemerken wir, daß die Zuſendung dieſer 
Zinſen mittels der Poſt, ſowie ihre Gutſchrift auf den 
Reichsbank Girokonten der Empfangsberechtigten zwiſchen 
dem 17. September und 8. Oktober erfolgt, die 
Baarzahlung aber bei der Staatsſchulden-Til— 
gungskaſſe am 17. September, bei den Re 
gierungs-Hauptkaſſen am 24. September und 
bei den ſonſtigen außerhalb Berlins damit betrauten 
Kaſſen am 26. September beginnt. 

Die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe iſt ſür die 
Zinszahlungen werktäglich von 9 bis 1 Uhr mit 
Ausſchluß des vorletzten Werktages in jedem Monat, 
am letzten Werktage des Monats aber von 11 bis 
1 Uhr geöffnet. 

Die Inhaber Preußiſcher Konſols machen 
wir wiederholt auf die durch uns veröffent— 
lichten „Amtlichen Nachrichten über das Preußi— 
ſche Staatsſchuldbuch“ aufmerkſam, deren kürz— 
lich erſchienene 6. Ausgabe durch jede Buch— 
handlung für 40 Pfg. oder von dem Verleger, 
J. Guttentag in Berlin durch die Poſt frei für! 
45 Pfennig zu beziehen iſt. 


Berlin, den 4. September 1896. 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 


j 
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Berorduungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgten Ernennungen: 
des Lehrers Fiſchöder in Oſche zum 1. Stell⸗ 
vertreter, 
des Lehrers Buchholz in Oſche zum 2. Stell⸗ 
vertreter des Standesbeamten für den Standes⸗ 
amtsbezirk Oſche II, Kreiſes Schwetz, an Stelle 
des Forſtſekretärs Schiffner bezw. Hilfsjägers 
Fiſcher zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 7. September 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
) Bekanntmachung. 

Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Mühlenpächters Ferdinand Kraft in Schloß Tütz zum 
zweiten Stellvertreter des Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Schloß Tütz, Kreiſes Deutſch Krone, 
an Stelle des verzogenen Oberinſpektors Michaelis 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 5. September 1896. 
Der Ober-Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Guts⸗Inſpektors und Gutsvorſteher Stellvertreters 
Schlegner in Sparau zum Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Sparau, Kreiſes Stuhm, an Stelle 
des Rittergutsbeſitzers Donner in Blonaken zur öffent 
lichen Kenutniß. 
Danzig, den 5. September 1896. 
Der Ober⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Hierdurch bringe ich die erfolgte Ernennung des 
Rechnungsführers Otto Diehl in Neudörfchen zum 
erſten Stellvertreter des Standesbeamten für den 
Standesamtsbezirk Neudörfchen, Kreiſes Marienwerder, 
an Stelle des verzogenen Rechnungsführers Nowack 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Danzig, den 5. September 1896. 

Der Ober-Präſident. 
3) Der für das Jahr 1896 für den Händler Abraham 
Klein! aus Krojanke zum Handel mit Baumwollwaaren, 
Fiſchen, Lumpen, Knochen ꝛc. unter Benutzung eines ein— 
ſpännigen Fuhrwerks zum Steuerſatze von 6 Mk. aus: 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 524 iſt verloren 
gegangen und wird für ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 24. Auguſt 1896. 

Königliche Regierung, 

Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. 
9) Der für das Jahr 1896 für Erneſtine Linden— 
ſtrauß aus Konitz zum Handel mit Viktualien, Butter, 
Eiern, Federvieh u. ſ. w. unter Benutzung eines ein— 
ſpännigen Fuhrwerks zum Steuerſatze von 18 Mark aus⸗ 
gefertigte Wandergewerbeſchein Nr. 220 iſt verloren 
gegangen und wird für ungültig erklärt. 

Marienwerder, den 1. September 1896. 
Königliche Regierung, 
direkte Steuern, Domänen und Forſten, 
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10) Durchſchnitts⸗Markt⸗Preiſe 
des Schlachtviehes zu Thorn im Monat Auguſt 1896 nach Lebendgewicht. 


1. Rindvieh für 100 Pfd. 100 3. Schweine für | 4. Hammel Anzahl der aufgetriebenen 


100 Pfd. für 100 Pfd. Stücke Vieh als 
2. dr " c. f 1 b. a. b. a. b. | | 
ungvieh ! Kind: Käl⸗Schwei⸗Ham⸗ 
Maſtvieh b unter A 9 fette magere] fette magere | 175 * 
| 4 Jahren] Tage a] er ie mel. 
Mk. Pf. Mk. Pf. Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.] Mk. Pf.“ 
— —ͤ — — 183% 15 21-11-1811 12031 — 
Marienwerder, den 11. September 1896. Der Regierungs⸗Präſident. 
11) Nach der Beſtimmung unter Ziffer 12 VII Abſatz 2 a. 50 Kilogramm Hafer 6 Mark 51 Pf. 
der Anweiſung vom 3. September 1876, zur Aus⸗ b 5 ae e le 
führung des Hauſirſteuergeſetzes vom 3. Juli 1876 iſt 98 5 15 ihre 
alljährlich im Monat September durch Bekanntmachung Danzig, den 8. September 1896. 
in ortsüblicher Weiſe, beziehungsweiſe durch die Kreis⸗ Der Regierungs⸗Präſident. 
und Amtsblätter die Aufforderung zu erlaſſen, die An: 13) Bekanntmachung. 
meldungen des für das folgende Jahr beabſichtigten In Schönſee iſt eine Stempelvertheilungsſtelle 
Gewerbebetriebes im Umherziehen ſpäteſtens im Monat errichtet und ihre Verwaltung dem Gemeinde-Einnehmer 
Oktober zu bewirken. Julius Kieſelbach daſelbſt übertragen worden. 
Die Herren Landräthe des Bezirks ſowie die Danzig, den 5. September 1896. 
Polizeiverwaltungen in den Städten der II. und Der Provinzial⸗Steuer⸗Director. 
III. Gewerbefteuer-Abtheilung machen wir auf die Be, 14) Bekanntmachung. 
folgung dieſer Beſtimmung aufmerkſam und ordnen Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 


hiermit an, daß ſämmtliche bis Ende Oktober d. Is. näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
eingegangenen Anträge auf Ertheilung von Wander- Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
gewerbeſcheinen mittelſt der vorgeſchriebenen Nachwei- die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
ſung dem Bezirksausſchuſſe unverzüglich und ſpäteſtens rechnet wird, die Rückbeförderung an die Verſandſtation 


bis zum 10. November er. eingereicht werden. und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
Marienwerder, den 7. September 1896. Zeit frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur⸗ 
Königliche Regierung, ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplikatbeförderungs⸗ 


Abtheilung für directe Steuern, Domänen und Forſten. ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß 


12) Bekanntmachung. die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft 
Nachſtehend bringe ich die in dem Normalmarkt⸗- geblieben find. 
orte Elbing im Monat Auguſt 1896 für Fourage In den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 


gezahlten Preiſe nach dem Durchſchnitt der höchſten kat-Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aue⸗ 
Tagespreiſe mit einem Aufſchlage von fünf vom Hundert drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben aufs 


zur öffentlichen Kenntniß. i gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 
Es ſind zu berechnen für: , beſtehen. 

N TER ET 17: DN 77 755 1 Zur Ausfer⸗⸗ 

Die Ale nepal | tigung der | Die Rückbe⸗ 
Art der Austellung. Ort. Zeit. e Beſcheini⸗ förderung 
aauf den gung find muß erfolgen 
| a | für Strecken der ermächtigt: 

1. Hunde-Ausſtellung en vom 18. bie] Ausſtellungs⸗ ſhrenz Sa Aus: 4 Wochen nach 


bahnen ſtellungs⸗ | Schluß der 


burg 21. Septbr.] Gegenſtände 
d Kommiiſſion.] Ausſtellung 


2. Allgemeine Obſt⸗Ausſtel-“ Caſſel vom er bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
lung | 7. Oktober 
9 
Danzig, den 8. September 1896. Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
15) Bekanntmachung. des geſchäftsführenden Ausſchuſſes am 15. Oktober d. J. 


Die Verliner Gewerbeausſtellung wird nach Mit- geſchloſſen. 
theilung der Verkehrs Kommiſſion zufolge Beſchluſſes Die nach unſerer Bekanntmachung vom 6. Apri“ 


d. J. zum Beſuche der Austellung an jedem Dienſtag 
und Freitag zur Ausgabe gelangenden Sonder Rück— 
fahrkarten nach Berlin zu ermäßigten Fahrpreiſen wer- 
den daher nur noch bis einſchließlich Dienſtag, den 
13, Oktober d. Is. ausgegeben 
Danzig, den 7. September 1896. 

Königliche Eiſenbahn-⸗Direction. 

Bekanntmachung. 

Bei der nach den Beſtimmungen der 88 39, 41 
und 47 des Geſetzes vom 2. März 1850 und nach 
unſerer Bekanntmachung vom 16. v. Mts. heute ſtatt⸗ 
gefundenen öffentlichen Verlooſung von 3½ prozentigen 
Rentenbriefen der Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen 
ſind nachfolgende Nummern gezogen worden: 
Littr. F. zu 3000 Mark Nr. 54, 570, 899, 1148, 

1520, 1581. 

Littr. H. zu 300 Mark Nr. 332, 507. 
Littr. J. zu 75 Mark Nr. 36, 103, 219, 594. 

Die Inhaber werden aufgefordert, gegen Quittung 
und Einlieferung der ausgelooſten Rentenbriefe in kurs⸗ 
fähigem Zuſtande nebſt den dazu gehörigen Zinsſcheinen 
Reihe I Nr. 11— 16 und Anweiſungen den Nennwerth 
bei unſerer Kaſſe hierſelbſt, Tragheimer Pulverſtraße 
Nr. 5 bezw. bei der Rentenbankkaſſe für die Provinz 
Brandenburg zu Berlin vom 2. Januar 1897 ab, an 
den Wochentagen von 9 bis 12 Uhr Vormittags in 
Empfang zu nehmen. 

Den Inhabern von ausgelooſten und gekündigten 
Rentenbriefen ſteht es auch frei, dieſelben mit der 
Poſt an die genannten Rentenbank⸗Kaſſen portofrei 
einzuſenden und den Antrag zu ftellen, daß die Ueber⸗ 
mittelung des Geldbetrages auf gleichem Wege und, 
ſoweit ſolcher die Summe von 400 Mark nicht über⸗ 
ſteigt, durch Poſtanweiſung jedoch auf Gefahr und 
Koſten des Empfängers erfolge. 

Einem ſolchen Antrage iſt eine Quittung nach 
folgendem Muſter: 

A buchſtäb lich.... Mark für 
d .. ausgelooſten .... 31 2 %% Rentenbrief . . der 
Provinzen Oſt⸗ und Weſtpreußen Littr.. . Nr. 
aus der Königlichen Rentenbankkaſſe zu 
empfangen zu haben, beſcheinigt. 
(Ort, Datum, Unterſchrift.) 


16) 


beizufügen. 

Vom 2. Januar 1897 ab hört die Verzinſung der 
ausgelooſten Rentenbriefe auf und es wird der Werth 
der etwa nicht mit eingelieferten Zinsſcheine bei der 
Auszahlung vom Kapital in Abzug gebracht. 

Die Verjährung der ausgelooſten Rentenbriefe 
tritt nach den Beſtimmungen des § 44 d. a. O. binnen 
10 Jahren ein. 

Königsberg, den 13. Auguſt 1896. 

Königliche Direktion der Rentenbank für die Provinzen 
Oſt⸗ und Weſtpreußen. 
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war fo groß, daß nur ein Theil der Meldungen be⸗ 
rückſichtigt werden konnte. 

Demzufolge ſind zu dem am 18. Oktober er. 
beginnenden Kurſus lediglich die im Januar zurück⸗ 
geſtellten Schmiede einberufen worden. 

Um indeſſen allen Anforderungen genügen zu 
konnen, wird nach beendetem Herbſtkurſus bereits 
Anfangs Januar k. J. ein neuer Kurſus folgen. 

Näheres darüber wird Mitte November im Reg.⸗ 
Amts Blatt und in den Kreisblättern bekannt gemacht 
werden. 

Marienwerder, den 5. September 1896. 

Winckler, Depart.⸗Thierarzt. 
18) Aufkündigung von Pfandbriefen des 
Danziger Hypotheken⸗Vereins. 
Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe 
5% ige Littr. A Nr. 1148, 1377, 2258, 2301, 2471, 


. 
„ B „ 14, 117, 141, 210, 775, 
914, 938, 2695, 2807, 3047, 
3083, 3263, 4419, 4623, 4656, 
4772. 
eee ene 329, 351, 699, 
861, 910, 2794, 2999, 3156, 
3196, 3275, 3351, 4387, 4539, 
4568, 4589. 
4¼ %% ige Liter. H Nr. 255, 482, 1064, 1122, 1127. 
„ G „ 134, 271, 838, 900. 
4% ige Littr. J Nr. 15, 40. 
EN, „ 28, 76, 143, 167, 
202, 423, 1318, 1439. 
e 3, 23, 54, 79, 94, 
299, 347, 413, 443, 835, 
960, 1063. 
e ee eee 60, e i 
144, 322, 405, 476, 724, 
818, 825° 893. 
3½ % ige Littr. O Nr. 9, 26, 330. 
enen 0, 65, 138. 
e 
231, 272, 509, 580, 725. 
e net n, . 
126, 422, 520, 596, 748. 


werden ihren Inhabern hiermit zum 2. Jaunar 1897 
gekündigt, mit der Aufforderung, von da ab deren 
Nominalbetrag entweder hier bei uns oder in Berlin 
bei der Preuß. Pfandbrief⸗Bank oder in Königsberg 
i. Pr. bei Herrn Friedrich Laubmeyer oder in Marien: 
werder bei Herrn M. Hirſchfeld Nachf. A. Seidler während 
der üblichen Geſchäftsſtunden baar in Empfang zu nehmen. 

Die vorbenannten Pfandbriefe ſind nebſt den 
zugehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 
Coupons und Talons in coursfähigem Zuſtande abzu⸗ 
liefern; der Betrag der etwa fehlenden Coupons wird 


17) Bekanntmachung. 
8 Die Zahl derjenigen Schmiede, welche im Monat 
Januar d. J. ſich zur Theilnahme am Unterricht in 


der hieſigen Hufbeſchlag⸗Lehrſchmiede gemeldet hatte, 


Pfandbriefe hört mit beſagtem 
in Betreff ihrer Valuta nach 


von der Einlöſungs⸗Valuta in Abzug gebracht. 

Die Verzinſung der vorbezeichneten gekündigten 
Verfalltage auf und wird 
§ 28 unſeres Statuts 


verfahren werden. 


Reſtanten von früheren Looſungen find: 
5% Littr. 


7 


4½ ¼ Littr. 


f ” 
4% Littr. 


3¼% Littr. 


7 


19) 


1. Alois Kreidl, Schneider, geboren am 4. Mai 
1860 zu Bohumilitz, Bezirk Ledetſch, Böhmen, 
ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, von der Königl. bayeriſchen Polizei— 


A Nr. 


B Nr. 1903, 2105, 2132, 5038, 


+90. 


5355, 5444. 


N Nr. 
M Nr. 
en L Nr. 
Danzig, den 12. 


1313, 1561, 2301, 2508, 
455, 518, 800. 
273, 396, 829. 
185, 186, 806, 
September 1896. 


Die Direction. 


0 Nr. 938, 1125, 1515, 
2587, 2616, 2678, 
4727, 4836. 
H Nr. 582. 910. 
G Nr. 199, 390, 835, 
Nr. 80. 
F Nr. 174, 1127, 1192, 
2332, 3928. 
KB Nr. 95, 308, 373, 
973, 1048, 1244. 
D Nr. 86, 553, 769, 


Weiß. 


Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs 


1519, 
3282, 
842, 1 
1274, 
501, 


1020, 


815, 


Ausweiſung von Ausländern aus dem 


Direktion München, vom 26. Juli d. J. 


2. Emil Auguſt Lacour, Hauſtrer, geboren am 
27. Mai 1875 zu Dole, Departement Jura, 
Frankreich, franzöſiſcher Staatsangehbriger, wegen 
Landſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten 


zu Colmar, vom 29. Juli d. J 


3. Ludwig Odet, Gelbgießer, geboren am 11. Auguſt 
1873 zu Lyon, Frankreich, franzöſiſcher Staats⸗ 
angehöriger, wegen Landſtreichens, vom Kaiſerlichen 
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5160, 


2412, 
4345, 


20 Perſonal⸗Chronik. 
Es ſind verſetzt worden: die Grenzaufſeher Koſch 
von Schilno nach Ottlotſchinek und Borowski von 
Ottlotſchinek nach Schilno. Der Militäranwärter Koch 
aus Danzig iſt zur Probedienſtleiſtung als Grenzauf— 
ſeher nach Elgiszewo einberufen worden. 

Der Steuerſekretär Riedel in Culm a. W. iſt 
vom 1. Oktober d. 3 ab an die Einkommenſteuer⸗ 
des Stadtkreiſes Breslau 


2031, 


1226, 
2803. 


213. 


950, 


Veranlagungs-Kommiſſion 
verſetzt. 


Die Wahl des Fabrikbeſitzers Robert Tilk zum 


unbeſoldeten Stadtrath der Stadt Thorn iſt beſtätigt 
worden. 


Im Kreiſe Thorn iſt der Rittergutsbeſitzer Edwin 


von Parpart zu Kl. Wibſch zum Stellvertreter des 
Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Wibſch ernannt. 


Im Kreiſe Schwetz iſt der Königliche Oberförſter 


Thode zu Hagen nach abgelaufener Amtsdauer wieder 


zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Hagen ernannt. 


825. 


Bezirkspräſidenten zu Colmar, vom 29. Juli d. J. 


4. Marie Oberosler, ledige Fabrikarbeiterin, geb. 


am 17. Juni 1869 zu Bruck a./ Mur, Steiermark, 


ortsangehörig in Pergine, Bezirk Trient, wegen 
gewerbsmäßiger Unzucht, von der Königl. bayeri⸗ 
ſchen Polizeidirektion München, vom 30. Juli d. 


5. Moſes Paßlev, Arbeiter, geboren im Jahre 
1848 zu Brzesko, Galizien, öſterreichiſcher Staats: 


angehöriger, wegen Landſtreichens, vom Königlich Es) 


preußiſchen Regierungspräſidenten zu Poſen, vont 


6. Auguſt d. J. 


6. Joſef Riedenbach, Maurer, geboren am 8. 
1863 zu Ehrenberg, Bezirk Schluckenau, Böhmen, 
öſterreichiſcher Staatsangehöriger, wegen 


<i) 


22) 


Erledigte Schulſtellen. 
Die letzte Lehrerſtelle an der Stadtſchule in 


Neuenburg, Kreis Schwetz, iſt erledigt. 


Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die— 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Engelien zu Neuenburg alsbald zu melden. 


Die Lehrerſtelle an der Schule zu Adl. Kruszyn, 


Kreis Strasburg, wird zum 1. Oktober d. J. erledigt. 


Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die: 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe bei dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
Herrn Eichhorn zu Strasburg zu melden. 


Die 1. Lehrerſtelle an der Schule zu Brauns⸗ 


walde, Kreis Stuhm, wird zum 1. Oktober d. 38. 
erledigt. 


Lehrer katholiſcher Konfeſſion, welche ſich um die— 


ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Dr. Zint zu Marienburg zu melden. 


Anzeigen verſchiedenen Inhalts. 
Bekanntmachung. 
Am 21. September d. J., 11 Uhr Vormittags, 


findet der Verkauf von ca. 12 ausrangirten Dienſt⸗ 
pferden auf dem Artillerie-Stallhofe an der Turnhalle 
J. zu Pr. Stargardt ftutt. 


Pr. Stargardt, den 1. September 1896. 
3. Abtheilung Feld⸗Artillerie⸗Regiment Nr. 36. 
Pferde⸗Verkauf. 
Am Donnerſtag den 24. September d. J., 


Morgens von 9 Uhr ab, werden auf dem Hofe der 


vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt Ochſenfurt, 
vom 20. Juli d. J. 


April Kavallerie-Kaſerne etwa 30 ausrangirte Dienſtpferde 
öffentlich an den Meiſtbietenden gegen Baarzahlung 
Bettelns, verkauft. 


Thorn, den 27. Auguſt 1896. 
Ulanen⸗Regiment von Schmidt Nr. 4. 


(Hierzu der Oeffentliche Anzeiger Nr 38.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von R. Kanter's Hofbuch druckerei 


